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In Niederösterreich wird jetzt sehr viel gelesen,
doch nicht die Bücher fesseln uns’re Interessen –

es sind die Trauben
an die wir glauben

denn die sind stets der schönste Zeitvertreib gewesen!

■ Kratkophon

Zitate
zum Freitag
„Ich tue das nicht aus

ideologischen Gründen.
Ich tue das, weil es meine

Pflicht ist.“
Frankreichs Präsident Nicolas

Sarkozy über die
Pensionsreform

✶✶✶✶✶

„Farinas hat beeindrucken-
den Mut und Entschlossen-
heit bei der Verteidigung

seiner Ideale gezeigt.“
Die EU über die Verleihung des

Sacharow-Preises an
den kubanischen Regimekritiker

✶✶✶✶✶

„Den Preis dreimal in den
letzten 20 Jahren an einen

Kubaner zu vergeben,
erscheint mir etwas viel,

das ist ein politisches
Signal, das den Sacharow-

Preis entwertet.“
Eine EU-Abgeordnete

✶✶✶✶✶

„Frankreich gehört nicht
den Randalierern.“

Innenminister Brice Hortefeux

✶✶✶✶✶

„Einige nutzen Teile
unseres Landes als

Schlachtfeld, das ist so
nicht hinnehmbar.“

Derselbe

✶✶✶✶✶

„Ich war nie ein richtiges
Mädchen, ich war ein

wüster Schläger.“
Hannelore „Loki“ Schmidt (84),

Ehefrau des deutschen Alt-
Kanzlers Helmut Schmidt, über

ihre Jugend

✶✶✶✶✶

„Die Rot-Weiß-Rot-Card ist,
glaube ich, ein Schritt in die

richtige Richtung.“
Österreichs Bundespräsident
Heinz Fischer über die neuen

Regeln zur Immigration

✶✶✶✶✶

„Als ich die Kapsel nach
oben kommen gesehen

habe, war es ein irrsinnig
gutes Gefühl.“

Heinrich Tilz bediente die
Seilwinde, die die chilenischen

Kumpel aus der Tiefe holte

Obenstehender Gastkommentar gibt ausschließlich die Meinung des betreffenden
Autors wieder und muss sich nicht zwangsläufig mit jener der Redaktion der „Wiener
Zeitung“ decken.
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Zwei Floskeln gehen mir zunehmend auf die
Nerven: der – aus juridischen Gründen natürlich
unbedingt nötige –Zusatz „Es gilt die Unschulds-
vermutung“, wenn zuvor ein massiver Schuld-
verdacht, wenn nicht eine Art Vorverurteilung,
geäußert wird; und die Phrase vom „Schritt in
die richtige Richtung“, wenn dort eine winzige
Verbesserung eintritt, wo die Probleme schon
lange nach einer umfassenden Lösung schreien.

Dazu kommt, dass der „Schritt in die richtige
Richtung“ meist nur dann erfolgt, wenn der Kar-
ren schon so weit im Dreck steckt, dass man ihn
sonst gar nicht mehr flott bekommen würde,
und erst, wenn Betroffene massiv Druck ma-
chen. Setzen manchmal Politiker von sich aus
echte Schritte in die richtige Richtung? Ich
fürchte, da gilt eher im wahrsten Sinn des Wor-
tes die Unschuldsvermutung. Heiner Boberski

 

■ Frisch gestichelt

Unschuldsvermutung
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Von Christian Felber

■ Gastkommentar

Das Budgetdefizit beläuft
sich laut Bundesfinanzrah-
mengesetz heuer auf 13,2
Milliarden Euro, nächstes
Jahr auf mehr als 10 Milli-
arden. Um ein ausgegliche-
nes Budget zu erzielen, gibt
es zwei Wege: 13 Milliarden
Euro einsparen oder 13 Mil-
liarden Euro mehr Steuern
einheben. Oder eine Kombi-
nation aus beidem.

Ein Blick in die Geschich-
te liefert Anhaltspunkte. Im

New Deal der 1930er Jahre
hob US-Präsident Franklin
D. Roosevelt den Spitzen-
steuersatz der Einkom-
menssteuer von 24 auf 79
Prozent an, die Unterneh-
mensgewinnsteuer von 15
auf 45 Prozent und die Erb-
schaftssteuer auf 77 Pro-
zent. Dwight D. Eisenhower
legte noch ein wenig zu und
erhöhte den Spitzensteuer-
satz auf 94 Prozent. Gescha-
det hat das der US-Ökono-
mie nicht, im Gegenteil, sie
kam erfolgreich aus der Kri-
se und schaffte es, einen
Staatsschuldenberg, der zu
Kriegsende größer war als
jener von Griechenland
heute, abzubauen.

Enteignung des
Mittelstands?

Auch Österreich hat jetzt
die historische Wahl: Ent-
weder wir tasten die über-
flüssigen Reichtümer der
Wohlhabendsten auch wei-
terhin nicht an und sparen
uns in die Rezession. Oder
wir wandeln einen Teil des
Geldes in reale Investitio-
nen, Arbeitsplätze, Einkom-
men und neue Steuern um.
Das Gesamtvermögen der
Privathaushalte beläuft sich
in Österreich auf 1,2 Billio-
nen Euro. Da die obersten
10 Prozent rund 60 Prozent
des Gesamtvermögens be-
sitzen, haben sie rund 720
Milliarden Euro. In Krisen-
zeiten wie diesen ist es zu-
mutbar, sie mit durch-
schnittlich 1,5 Prozent zu
besteuern (ab einem Ver-
mögen von etwa 300.000
bis 500.000 Euro). Das er-
gäbe 10,7 Milliarden Euro
und hätte großes Budgetsa-
nierungspotenzial. 90 Pro-
zent der Bevölkerung blei-
ben steuerfrei. Da sie nur
rund ein Drittel des Vermö-
gens besitzen, existiert der
viel bemühte „Vermögens-
mittelstand“ gar nicht!

Ergänzend könnte eine
moderate Erbschaftssteuer,
die das jährlich vererbte
Vermögen mit durchschnitt-
lich 10 Prozent besteuert,
1,5 Milliarden einbringen,
eine österreichische Finanz-
transaktionssteuer 1,7 Mil-
liarden sowie eine gezielte
Bankenabgabe (0,15 Pro-
zent der Bilanzsumme un-
ter Ausnahme der Kredite

und des Eigenkapitals) 1,2
Milliarden. Macht in Sum-
me 15 Milliarden Euro – et-
was mehr als das aktuelle
Budgetdefizit. Ein Teil der
Steuereinnahmen könnte in
sinnvolle Arbeitsplätze in-
vestiert werden: in Bildung
(freier Hochschulzugang),
Gesundheit und Pflege
(Menschlichkeit), öffentli-
chen Verkehr (Lücken-
schluss), thermische Gebäu-
desanierung, erneuerbare
Energieträger, ökologische
Landwirtschaft. In Summe

könnten damit 250.000 Ar-
beitsplätze geschaffen wer-
den, wie es die zivilgesell-
schaftliche Kampagne „We-
ge aus der Krise“ genau
vorrechnet.

Lässt man das Vermögen
unangetastet in der Hand
der reichsten 10 Prozent,
werden es diese weder ver-
konsumieren noch „real“ in-
vestieren, sondern auf die
Finanzmärkte schicken, wo
es fröhlich neue Blasen bil-
det und weitere Krisen pro-
duziert. ■

Christian Felber ist Mitbegrün-
der von Attac und freier Publi-
zist. Soeben erschien „Die Ge-
meinwohl-Ökonomie. Das Wirt-
schaftsmodell der Zukunft“.

„Mit entsprechenden
Steuern könnte man das
aktuelle Budgetdefizit

ausgleichen.“

„Vermögenssteuern auf
die oberen zehn Prozent

würden den Finanz-
blasen Stoff nehmen.“

 gastkommentar@wienerzeitung.at 

Zorn macht nicht nur verbittert, Zorn treibt auch
immer mehr Menschen in ihrem politischen Han-
deln an. Islamistische Terroristen, fanatische Tier-
schützer, die Anhänger der Tea-Party-Bewegung in
den USA gegen Barack Obama, die Demonstranten
gegen den Neubau des Stuttgarter Bahnhofs, die
zunehmend gewalttätigen Proteste gegen die Pensi-
onsreform in Frankreich . . .

In Österreich ist der Zorn – nationalcharakter-
lich bedingt – zum Frust herabgestuft, vulgo auch
Gesudere genannt. Von einem „heiligen Frust“
lässt sich demnach schlecht sprechen – vielleicht
liegt hierin eine tiefere Ursache für unsere Unfä-
higkeit, ernsthafte Debatten über ernsthafte The-
men zu führen. Wir gleiten allzu leicht ins Weiner-
liche, Beleidigte ab.

Zweifellos fungiert aber auch hierzulande der
Frust als eine der stärksten politischen Triebfe-
dern. Das Wiener Wahlergebnis oder die Proteste
der Studenten sind nur zwei aktuelle Beispiele. Die
Liste ließe sich noch lange fortsetzen.

Über die Rolle der Medien in dieser Entwicklung
ließe sich trefflich streiten. Auch in Österreich sind
sie in ihrem biederen Doppelpass-Spiel mit den je-
weils Scheinmächtigen wohl nicht ganz schuldlos.

Arianna Huffington, Mitbegründerin und Chefre-
dakteurin der linksliberalen Online-Zeitung „The
Huffington Post“, setzt nun dem Zorn der US-Bür-
ger eine bemerkenswerte Initiative entgegen: Täg-
lich will die „HuffPost“ künftig die „Greatest Per-
son of the Day“ küren, quasi einen Helden des All-
tags. Gesucht werden Bürger, die sich nicht länger
mit ihrer Rolle als taten- wie willenlose Opfer der
übergeordneten polit-ökonomischen Zusammen-
hänge abfinden und deshalb selbst die kleineren
und größeren Probleme ihres Alltags in die Hand
nehmen. Zu Hause, in der Nachbarschaft, in der
Gemeinde oder im Land.

Dieses hohe Lied auf die Kraft von Gemein-
schaft, Individualismus und Solidarität rührt natür-
lich an die Ur-Instinkte der US-Gesellschaft – zu-
mindest an die Mythologie des „American Way of
Life“. In Österreich können wir uns darüber lustig
machen oder davon lernen. Leider aber sagen hier-
zulande die Bürger so gut wie nie „Yes, We Can“
sondern meistens nur „Der Staat soll“.

Alle Beiträge dieser Rubrik unter: www.wienerzeitung.at/leitartikel

 

Gesucht: Helden des Alltags
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